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Steuerzahlergedenktag 6. Juli 2011 

 
Ab diesem Tag arbeiten wir wieder für unser 
Portemonnaie. Das hat der Bund der 
Steuerzahler - rein rechnerisch - festgestellt. 
Das gesamte Einkommen, das die Steuer- 
und Beitragszahler vor diesem Datum 
erwirtschaftet haben, wurde rein rechnerisch 
an den Staat abgeführt! 
 
Darüber hat auch in diesem Jahr wieder die 
FDP Hirschberg an Ständen vor den 
Hirschberger EDEKA-Märkten informiert. 
 
Nur 49,0 Cent bleiben von einem EURO. 
Abgezogen werden: 7,1 Cent Mehrwert-
steuer, 10,2 Cent Lohn- und Einkommen-
steuer, 2,0 Cent Energiesteuer, 10,1 Cent 
Rentenversicherung, 1,5 Cent Arbeitslosen-

versicherung, 7,8 Cent Krankenversicherung, 1,0 Cent Pflegeversicherung, 11,3 
Cent sonstige Steuern z.B. Kfz-, Versicherungs-, Erbschafts-, Hunde- oder 
Kaffeesteuer. 
 
Im Jahr 2011 arbeiten die Steuerzahler zwei Tage länger für den Staat als noch im 
Vorjahr. Hauptursache dafür sind die "Heimlichen Steuererhöhungen" oder die Kalte 
Progression im Steuertarif. Diese trifft besonders die kleineren und mittleren 
Einkommen. Wenn z.B. ein lediger Arbeitnehmer mit einem Jahresbruttoeinkommen 
von 30 000 € eine Gehaltserhöhung von 2,5 % erhält, zahlt er 4,2 % mehr Steuern. 
Solche Zahlen sind erschreckend und lassen sich in einer einfachen Faustformel 
zusammenfassen: Erhält ein Arbeitnehmer ein Prozent mehr Gehalt, muss er fast 
2 % mehr Steuern zahlen, manche sogar mehr. 
 
Dieser "Mittelstandsbauch" im Steuertarif wird von der FDP seit vielen Jahren 
vehement bekämpft - dies ist der wichtigste Punkt der versprochenen Steuerer-
leichterung. Bisher hat auch Bundesfinanzminister Schäuble kein wirkliches 
Einlenken gezeigt. Die FDP wird hingegen unter falschen Schlagwörtern verteufelt. 
 
Unterschied zu früheren Koaltionen: 
 
Wohlgemerkt: Der Steuerzahlergedenktag liegt 2011 immer noch deutlich früher als 
in der Regierungszeit früherer Koalitionen. Unter der Rot-Grünen-Koalition haben die 
Bürger 17 Tage (bis zum 23 Juli!!!) länger für den Staat arbeiten müssen, in der 
Schwarz-Roten-Koalition noch 9 Tage (bis zum 15. Juli). 


